
Aufruf an die SPD-Mitglieder 

Wir, Sozialdemokrat*innen, Gewerkschaftskolleg*innen, Arbeitnehmer*innen und Jugendliche, die 

wegen der fortgesetzten Agenda-Politik der SPD ihre Stimme verweigert haben oder auch ausgetreten 

sind, wenden uns an alle Mitglieder der SPD, die sich auf die politische Vertretung der Interessen der arbeiten-

den Bevölkerung und Jugend berufen 

Sagt Nein zum Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD 

Nein zur Großen Koalition 
Das Regierungsprogramm für die Große Koalition bekräftigt das „Weiter so“ mit den Hauptwaffen der Agenda-

Politik, der Schuldenbremse/Schwarze Null und der Ausweitung von Tarifflucht, Prekarisierung im Namen der 

„Wettbewerbsfähigkeit“ der Profite und Rentabilität in Privatwirtschaft und öffentlichem Dienst. 

 

Nein zu einem Weiter so mit dem Diktat der Schulden-

bremse/Schwarzen Null: 

Nein zur „Fortsetzung der kommunalen Programme“ 

wie bisher, die den Investitionsstau von 126 Mrd. Euro 

nur noch vergrößern und die Fortsetzung der Kaputtspar-

politik bedeuten - bei gleichzeitiger Privatisierung der not-

wendigen Infrastruktursanierung. 

Nein zur Verweigerung der Finanzierung der 162.000 

zusätzlichen Stellen, wofür die KollegInnen der Kran-

kenhäuser mit ihrer Gewerkschaft kämpfen. 

Nein zur Fortsetzung des Herausbrechens immer größerer 

Teile der Belegschaft aus dem Tarifvertrag, des Bettenab-

baus, der Privatisierung und Schließung von Krankenhäu-

sern.  

Nein zur weiteren Abwälzung von immer mehr Kosten auf 

Patienten und Beitragszahler, wofür die Wiederherstel-

lung der Parität bei den Beiträgen zur Gesetzlichen Kran-

kenversicherung als Trostpflaster herhalten muss. 

Nein zur Verweigerung der notwendigen staatlichen 

Finanzierung des öffentlichen Bildungssystems, der 

Kitas, Schulen und Universitäten und zur weiteren Auf-

blähung des Investitionsstaus in diesem Bereich von heute 

knapp 87 Mrd. Euro (KfW) unter dem Zwang der Schul-

denbremse. Nein zur Auslieferung der Schulen an Finanz-

spekulanten im Namen einer „Sanierungsoffensive“. 

Nein zur Vermehrung eines prekarisierten Aushilfsperso-

nals bei Erziehern und Lehrenden an Schulen und Hoch-

schulen.  

Nein zur Ausweitung der Altersarmut in Folge der be-

absichtigten Absicherung des Rentenniveaus auf 48%.  

Diese Armutsrente für viele und erst recht eine eventuelle 

„Grundrente“ als Elendsrente verstoßen in unserer Gesell-

schaft gegen die vom Grundgesetz geschützte Würde des 

Menschen. 

Nein zur fortgesetzten Hartz-IV-Maschinerie, die lau-

fend qualifizierte und tariflich geschützte Arbeitskräfte in 

prekäre und rechtlose Billigjobs zwingt. Die für Qualifi-

zierungsmaßnahmen vorgesehene Finanzierung kann 

angesichts der Milliardenkürzungen bei Programmen für 

Arbeitslose, sowie des 5,5 Milliarden-Überschusses durch 

Einsparung bei Leistung und Personal, auf die Betroffenen 

und das hoffnungslos überarbeitete Personal nur wie eine 

Verhöhnung wirken.  

Nein zur fortgesetzten Absage an eine staatlich finan-

zierte soziale Wohnungspolitik. Die Summe von 2 Mrd. 

Euro für die Jahre 2020/21 zur „öffentlichen Förderung“ 

des „sozialen“ Wohnungsbaus ist völlig unzureichend um 

die Not bei den Sozialwohnungen zu überwinden. 80.000 

Sozialwohnungen müssten jährlich gebaut werden, der 

Bau von 30.000 kostet schon eine Mrd. (nach Angaben der 

Bundesregierung).   

Nein zur weiteren Förderung der Tarifflucht jeder Art 

aus den gewerkschaftlich garantierten Flächentarifverträ-

gen: Von Leiharbeit und Werkverträgen, Befristungen, 

über Auslagerung und Privatisierung bis zum Scheinselb-

ständigen und Crowdworkern.  

Über eine Tariföffnungsklausel wird im Namen der Flexi-

bilisierung der Arbeitszeit der Weg geöffnet für die 

Durchbrechung der historischen Errungenschaft der Ar-

beiterbewegung, der gesetzlichen 40-Stunden-Woche und 

des 8-Stunden-Tags. 

Nein zur Verweigerung des Verbots der Befristung. Die 

minimalen Regulierungen werden nicht die Epidemie der 

befristeten Arbeitsverhältnisse stoppen, vor allem nicht 

im öffentlichen Dienst und bei den Dienstleistungen. Pre-

karisierte Beschäftigungsverhältnisse und der Niedrig-

lohnsektor werden noch gefördert. (Ausweitung der 

Midi-Jobs…) 

Nein zur Fortsetzung der Agenda-Politik gegen die 

Völker in Europa, der EU.  

Nein zu weiteren „Hilfszahlungen“ an die Finanzgläubiger 

und zu den Spardiktaten gegen die Bevölkerung. 

Warum das Verschweigen der kommenden horrenden 

Haushaltsbelastungen aus dem Brexit und der Euro- und 

Banken-Rettungspolitik der EZB?  

 

Das ist das Weiter so mit der Verschärfung der sozialen Ungerechtigkeit  

und der Vertiefung der sozialen Spaltung der Gesellschaft! 

http://www.zeit.de/politik/deutschland/2010-12/sozialer-arbeitsmarkt-hartz-iv
http://www.zeit.de/politik/deutschland/2010-12/sozialer-arbeitsmarkt-hartz-iv


Den drei Parteien der 2. Großen Koalition unter Kanzlerin Merkel hat die Mehrheit der arbeitenden Bevölkerung und 

Jugend in den Wahlen für ihre Fortsetzung der zerstörerischen Agenda-Politik – trotz „Korrekturen an Fehlern der 

Agenda“ – eine vernichtende Niederlage zugefügt und besonders die SPD in eine Existenzkrise gestürzt.  

Und doch droht die SPD-Führung, die schon den langjährigen Zerstörungsprozess der Partei zu verantworten 

hat, diese mit ihrem Drängen in eine erneute GroKo einem selbstmörderischen Abenteuer auszuliefern. Und 

sehenden Auges treiben die drei Parteiführungen die parlamentarische Demokratie und das traditionelle Par-

teiensystem in eine zugespitzte Krise und säen die Saat für einen Neuaufschwung der rechtsextremen Bewe-

gung um die AfD. 

Getragen von der Ablehnung der Mehrheit der arbeitenden Bevölkerung und von dem der schweren 

Niederlage der SPD-Führung durch das starke Nein auf dem SPD-Parteitag, wenden wir,  Sozialdemo-

krat*innen, Gewerkschaftskolleg*innen, Arbeitnehmer*innen und Jugendliche, die wegen der fortge-

setzten Agenda-Politik der SPD ihre Stimme verweigert haben oder auch ausgetreten sind, uns an die 

die SPD-Mitglieder: 

Ihr habt es in der Hand! 

Stimmt mit Nein zur Großen Koalition! 
Mit dem Nein zur GroKo können die Mitglieder der SPD den Weg bahnen für eine authentische politische 

Interessensvertretung der Forderungen der arbeitenden Bevölkerung, für die Verteidigung und Wiederherstel-

lung des Sozialstaates und der Demokratie.  

Und das wird ArbeitnehmerInnen, Jugend und Demokraten in Deutschland und in Europa eine politische Perspektive 

aus dem allgemeinen sozialen und politischen Niedergang eröffnen. 

Erstunterzeichner*innen:  

Gerlinde Schermer, SPD, Bundesparteitagsdelegierte. Gotthard Krupp, SPD, AfA, ver.di.  

Charlotte Rutz-Sperling, ver.di, Vivantes, gerade in die SPD eingetreten. Ronald Tamm, ver.di, Botanischer Gar-

ten. Sascha Kraft, ver.di, Charité Tochter, CFM. Daniel Turek, ver.di, Charité Tochter, CFM. Mario Kunze, ver.di, 

Vivantes Tochter, VSG.  

Weitere Unterzeicher*innen: Denis Arndt, SPD/AfA/ver.di; Bernd Bahr (ver.di, SPD, Landesvorstand AfA Sachsen); 

Cordula Becker, SPD, Stellv. AfA Landesvors. Baden-Württemberg, ver.di Bezirksfrauenrat; Manfred Birkhahn, ver.di; 

Carla Boulboullé, GEW, Red. „Soziale Politik & Demokratie“; Eric Brück, AfA/SPD/Ver.di; Gerit Burdag,, SPD/ver.di; 

Renate Conrad, SPD, IGBCE; Rainer Döring, ver.di; Horst Dörpinghaus, SPD, IGM,; Ellen Engstfeld,  SPD,  ver.di, 

Vertrauensfrau, PR; Ismail Eren, AfA/SPD/Ver.di; Daniel Fechner, ver.di/Vivantes-VSG; André Fernitz, AGSB BR TK 

/VL Ver.di; Gerd Freitag, SPD, ver.di, PR; Henning Frey, SPD, GEW-Stadtverbandsvorstand; Silvana Garofalo, SPD, 

ver.di Vertrauensfrau: Eva Gürster, SPD, ver.di Bezirksvorstand, ver.di Landesfachbereichsvorstand; Julian Gürster, 

SPD GEW; Christian Haß, AfA-Landesvorsitzender Berlin; Verdi-Bezirksvorstand Berlin; Udo Huhn, ver.di; Hannelore 

Jerichow, Bezirksvorstand, ver.di Berlin; Hüseyin Karabacak, SPD, Jusos, NGG; Jürgen Kolvenbrander, SPD; René 

Krabiell, SPD/ver.di; Horst Kühn, SPD/AfA, ver.di; Bernd Kursawe, SPD-AfA, ver.di; Winfried Lätsch, NGG; Fried-

helm Lavreau, SPD/GdP; Helmut Ludwig; Wolfgang Mahnke, ver.di; ; Sven Meyer, Landesbezirksvorst. ver.di Berlin 

Brandenburg; SPD, AfA-Kreisvorsitzender; Wolfgang Mix, GEW Landesdelegierter Berlin; Perrin Ökten, SPD, ver.di,; 

Jacqueline Paffrath, SPD, GEW; Paul Paternoga, SPD ehem IGM BR. Vors.; Arne Paul, SPD; Michael Poranski, 

ver.di; Peter Polke, BR Berliner S-Bahn, GdL;Volker Prasuhn, ver.di, Vorst. der Fachgruppe FoKuS im FB13 Berlin-

Brandenburg; SPD-AfA; Peter Ratko, SPD; Almut Rieger, ver.di Vertrauensfrau; Thomas Schmidt, GEW Berlin; Lu-

kas Schmolzi, ver.di, Vertrauensmann Botanischer Garten; Ingrid Schneider, AfA Vorsitzende Viersen; Marion Schnitz-

ler, ver.di; Beate Sieweke, SPD, Vorsitzende Regionalvorstand AfA - Niederrhein, ver.di; Peter Sperling, GEW; Laurenz 

Tiegelkamp, SPD; Carl Waßmuth , SPD: OV-Vorst., ver.di: Landeskommission Selbstständige Berlin-Brandenburg; Dirk 

Weiss, SPD/IGBCE; Herbert Wernecke, ver.di; Monika Wernecke, ver.di; Axel Zutz, GEW, SPD, AfA Kreisvorsitzen-

der; u-u- 

Ich unterstütze den Aufruf an die SPD-Mitglieder 

Name/Vorname Adresse (auch E-Mail/Fax)  Partei/Gewerkschaft  Funktion 

 

___________________________________________________________________________________________ 

Bitte zurück an Kontakt: 

Gotthard Krupp; Knesebeckstr. 98, 10623 Berlin; GotthardKrupp@t-online.de Fax 030 31 31 662 
Gerlinde Schermer, schermer@berlin.de  

mailto:GotthardKrupp@t-online.de
mailto:schermer@berlin.de
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